Deutsdier Bundestag 

Dirucksadie 558 

3. Wablperiode 

Mündliche Anfragen 

' ' ' 


gemäß § 111 der Gesdiäftsordnung (Fragestunde) 
für die 46. Sitzung des Deutsdien Bundestages 
am 17. Oktober 1958 


1. Abgeordneter Idi frage den Herrn Bundesminister der 

Ritzel Finanzen, ob die in einer Sitzung des Haushalts- 

aussdausses des Deutschen Bundestages ge- 
nannten Termine zur Vorbereitung des Haus- 
haltsentwurfs 1959 bis zum Tage der Beant- 
wortung dieser Frage eingehalten werden 
^ konnten. • 

Ich frage weiter, ob nicht in bezug auf die 
notwendigen Haushaltsverhandlungen des Bun- 
desministers der Finanzen auf Abteilungsleiter- 
und Chefebene eine Beschleunigung ermög- 
licht werden kann. 


2. Abgeordneter Wieviel Jahre müssen die Anspruchsberech- 
Dr. Mommer tigten leben, um Aussicht zu haben, die Rück- 

gabe des in den Vereinigten Staaten von 
Amerika beschlagnahmten deutschen Vermö- 
gens noch zu erleben? 


3. Abgeordneter Warum gibt es auf der 71 km langen Strecke 
Dr. Mommer der Autobahn zwischen Darmstadt und Cam- 

berg keine Tankstelle? 

Liegen für diese Strecke Anträge auf Errich- 
tung von Tankstellen vor? 

Gibt es Anträge von Firmen, die billigeren 
„markenfreien" Treibstoff verkaufen wollen ? 


4. Abgeordneter Stimmt es, daß die Bundesregierung einigen 

Dr. Menzel westdeutschen Zeitungen wenige Tage vor 

den Landtagswahlen im Lande Nordrhein- 
Westfalen die Beschlagnahme ihrer Ausgaben 
angedroht hat, falls sie über die aus den Akten 
der Staatsanwaltschaft in Bonn ersichtlichen 
schweren Korruptionsfälle leitender Beamten 
einiger Bundesministefien berichten würden ? 

5. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung: 

Ritzel 

Weisen Teile der Bundesrepublik eine Stei- 
gerung der Radioaktivität in Form einer 
Strahlenverseuchung besonderen Ausmaßes 
auf ? 

In welchem Verhältnis geht diese Strahlen- 
verseuchung über die früheren Feststellungen 
hinaus, und welche Maßnahmen abwehrender 
und aufklärender Art beabsichtigt die Bundes- 
regierung zum Schutze der Bevölkerung zu 
ergreifen? 
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6. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung: 

Ritzel 

Wie weit sind die rechtlichen Auseinander- 
setzungen und die sachlichen Voraussetzungen 
zur endlichen Befriedigung des Personenkreises 
gediehen, der noch zu Zeiten' des Reichsauto- 
bahnbauamtes vor 20 und mehr Jahren Grund- 
stücke zur Errichtung von Autobahnen abge- 
treten hat, ohne bis jetzt angemessen ent- 
schädigt worden zu sein? 


7. Abgeordneter Trifft es zu, daß das Bundespresse- und In- 
Dr. Menzel formationsamt die Werkszeitschriften indu- 

strieller Unternehmungen unterstützt? 

Welche Beträge sind hierfür in den letzten 
Jahren auf gewandt, und welchen Unterneh- 
mungen sind Beträge für die Herausgabe von 
Werkszeitschriften gezahlt worden? 


8. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die den Gemeinden 

Wienand im Raume Bonn durch die Verlegung der 

Bundesregierung nach Bonn entstandenen zu- 
sätzlichen kommunalen Aufgaben und deren 
besondere finanzielle Lasten, z. B. auf dem 
Gebiet des Straßen-, Schul- und Wohnungs- 
wesens und (ier Versorgungsanlagen bekannt? 

Ist die Bundesregierung bereit, einen Ausgleich 
dieser Belastungen durch eine finanzielle 
Hilfe des Bundes vorzunehmen? 

Welche Gemeinden sind nach Meinung der 
Bundesregierung davon betroffen und wann 
gedenkt sie diesen Gemeinden zu helfen? 


9. Abgeordneter Ist der Bundesregierung der Inhalt der 
Könen WDR-Sendung „Echo des Tages" vom 12. Juli 

(Düsseldorf) 1958 bekannt, die über das Schicksal der 

polnischen Frauen, die im KZ Opfer der 
Experimente der Ärztin Dr. Oberhäuser wur- 
den, berichtete, diese Frauen seien heute 
kränk und siech und würden in ihrer Not- 
lage durch die amerikanische Zeitschrift 
„Saturday Review" ^ die polnische Regierung 
und den Verband polnisdier KZ-Häftlinge 
unterstützt, während deutsche Stellen sich 
bisher um sie nicht gekümmert hätten? 

Warum wird diesen Frauen keine deutsche 
Hilfe gewährt? 

Befürchtet die Bundesregierung nicht eine 
Schädigung unseres Ansehens im Ausland, 
wenn die Absicht verwirklicht wird, diese 
Frauen zur ärztlichen Behandlung und sozi- 
alen Betreuung nach den Vereinigten Staaten 
zu bringen, während von deutscher Seite 
nichts für sie getan wird ? 
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10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundes- 

Hilbert tag alsbald eine Änderung des Gesetzes zur 

Abgeltung von Besatzungssdiäden vorzulegen, 
wonach Schäden, die infolge von Vergewal- 
tigung von Frauen durch die Besatzungs- 
truppen entstanden sind, von dem Schädi- 
gungstermin 1. August 1945 ausgenommen 
sind, nachdem durch Erlaß des Bundesminis- 
ters der Finanzen vom 17. Dezember 1956 
Nr. II E/l - BL 1112 - 352/56 - 0 4250 Ver- 
gewaltigungen von Frauen durch Besatzungs- 
truppen als Besatzungsschäden anerkannt und 
daher nach den Vorschriften des Gesetzes 
zur Abgeltung von Besatzungsschäden ent- 
schädigt werden sollen? 

11. Abgeordneter Kann darüber Auskunft gegeben werden, 

Jacobi wieviel sogenannte KZ-Prozesse seit 1945 in 

der Bundesrepublik stattgefunden haben 

a) vor alliierten 

b) vor deutschen Gerichten 

und wieviel Verfahren zurzeit noch laufen? 

Besteht eine Übersicht darüber, in welchem 
Umfang alliierte Gerichte lediglich Delikte 
abgeurteilt haben, die an Angehörigen alliier- 
ter Nationen begangen worden sind, bei der- 
artigen Prozessen also Verbrechenshand- 
lungen an deutschen Häftlingen ohne Ahn- 
dung geblieben sind? 

Ist die Bundesregierung bereit und in der 
Lage, dafür Sorge zu tragen, daß eine um- 
fassende Sammlung des Materials über die 
nationalsozialistischen Konzentrationslager 
erfolgt, um auf diese Weise sicherzustellen, 
daß auch dieses Kapitel der jüngeren Ge- 
schichte dem allgemeinen Bewußtsein zu- 
gänglich wird? 

12. Abgeordneter Hält die Bundesregierung den bei der Deut- 

Dr. Fritz sehen Bundesbahn vorhandenen Unterschied 

(Ludwigshafen) zwisdhen der Anzahl der Dienstposten und 

der geringeren Anzahl der hierzu genehmig- 
ten Planstellen, welcher im Gegensatz zu 
anderen Verwaltungen bewirkt, daß rd. 40000 
Bundesbahnbeamte mehrere Jahre höher- 
wertige Arbeit leisten, ohne das dieser Arbeit 
entsprechende Entgelt zu erhalten, für gerecht- 
fertigt und vertretbar? 

Was hat die Bundesregierung veranlaßt, um 
entsprechend der Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom 28, Juni 1957 bei der Deut- 
.schen Bundesbahn die Zahl der Planstellen 
an die Zahl der Dienstposten anzupassen? 

13. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundespostminister bekannt, 

Sdimitt daß in anderen Ländern eine Abrechnung von 

(Vockenhausen) Ferngesprächen im Selbstwählverkehr durch- 
geführt wird? 
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Ist der Herr Bundespostminister bereit, ent- 
sprechende Maßnahmen einzuleiten^ damit auch 
der deutsche Fernsprechteilnehmer bei den 
Fernsprechabrechnungen Klarheit darüber er- 
langen kann, für welche Ferngespräche die 
Post ihm Gebühren berechnet? 

14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, der deutschen 
Dr. Menzel Öffentlichkeit nunmehr die wirklichen Daten 

mitzuteilen, aus denen zu ersehen ist, welcher 
Zeitspanne es von dem Bekanntwerden der 
Flucht Dr. Eiseies nach Ägypten bis zur Über- 
gabe des Auslieferungsersuchens an die 
ägyptische Regierung, und zwar mit den 
Daten der einzelnen Stadien der Bearbeitung 
des Auslieferungsbegehrens, bedurft hat? 

Wie kommt es, daß der Öffentlichkeit ver- 
schiedene Daten über die Absendung des 
Auslieferungsersuchens mitgeteilt worden sind, 
und warum mußten zwischen der Fertigstel- 
lung des Gesuches (am 28. Juli 1958) und der 
Aushändigung des Auslieferungsersuchens an 
die ägyptische Regierung (am 9. August 1958) 
zwölf Tage vergehen, obwohl auch in jener 
Zeit täglicii Flugverbindungen zwischen der 
Bundesrepublik und Kairo bestanden? 

Ist die Bundesregierung bereit, den genauen 
Wortlaut dieses Auslieferungsersuchens zu 
veröffentlichen? 

Ist die Bundesregierung nicht der Meinung^ 
daß die Richtlinien des Bundesministers des 
Innern vom 7. Januar 1958 - II 5 - 25 212 - 
5053/57 - zum § 115 des Bundesbeamtenge- 
setzes eine unbillige Härte mit sich bringen, 
da dadurch die Versorgungsbezüge auch für 
diejenigen versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gungszeiten gekürzt werden, die zur Erhöhung 
des Ruhegehaltsatzes nicht erforderlich sind, 
weil der Höchstruhegehaltsatz von 75 v. H. 
erreicht i«t? 

Ist der Herr Bundesinnenminister nicht der 
Meinung, daß es besser wäre, die Richtlinien 
Nr. 7 und 8 zü § 1 15 des Bundesbeamtenge- 
setzes in ihrer ursprünglichen Fassung gelten 
zu lassen, da der Wegfall dieser Richtlinien 
keine Stütze in der auf Grund des Beamten- 
rechtsrähmengesetzes geänderten Fassung des 
§ 115 des Bundesbeamten gesetzes findet und 
diejenigen versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gungszeiten betrifft, die sich nicht erhöhend 
auf die Versorgungsbezüge auswirken? 

16. Abgeordneter Trifft es zu, daß es beim Bundesministerium 
Sdiultz für Ernährung, Landwirschaft und Forsten 

einen Beirat für Fragen der Weinwirtschaft 
gibt, der die Bezeichnung „Geheimer Weinrat" 
führt, und daß die Namen der Mitglieder 
dieses Beirats der Öffentlichkeit nicht be- 
kanntgegeben werden? 


15. Abgeordneter 

Leicht 
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17. Abgeordneter Ist der Herr Bundesernährungsminister bei der 
Schultz Deutschen Bundesbahn bzw. dem Herrn Bun- 

desverkehrsminister vorstellig geworden mit 
dem Ziel, für die Fachschülerinnen der Mäd- 
chenabteilungen von Landwirtschaftssdiulen 
die gleidie Fahrpreisermäßigung zu erhalten, 
wie sie den Schülern der Landwirtschaftssdiulen 
und auch den Schülern und Schülerinnen der 
landwirtschaftlichen Berufsschulen gewährt 
wird ? 


18. Abgeordneter Trifft es zu, daß in einer großen Zahl von 
Dr. Ratzel Arzneimitteln (Salben, Herztropfen, Husten- 

tropfen, sdimerzstillenden Mitteln) langlebige 
radioaktive Substanzen enthalten sind? 

Trifft es weiter zu, daß sogar Präparate auf 
dem Markte sind, die während der Sdiwanger- 
schaft und der Stillperiode verordnet werden, 
obwohl sie radioaktiv sind ? 

Gibt es trotz der nodi immer ausstehenden 
Strahlenschutzverordnung keine gesetzliche 
Handhabe, um die Herstellung und den Ver- 
trieb dieser nadi Ansicht der Strahlenbiologen 
gefährlichen Präparate zu unterbinden? 

Besteht im Bundesverteidigungsministerium 
ernstlich die Absidrt, das Wimbachgries bei 
Berchtesgaden als Schießplatz zu verwenden, 
und wird — wenn dies tatsädilich der Fall 
sein sollte — keine andere Möglidrkeit ge- 
sehen, als die Zweckentfremdung eines der 
wertvollsten deutsdien Voll-Natursdnil/ge- 
biete ? 


Welche Möglichkeiten werden im Bundesver- 
triebenenministerium gesehen, um die zu 
erheblidien Ungerechtigkeiten führende Unter- 
scheidung in „Außen-Evakuierte", d. h. soldie, 
die in ein anderes Bundesland umgesiedolt 
werden, und „Binnen-Evakuierte", d. h. solche, 
die innerhalb eines Landes zurückzuführen 
sind, fallen zu lassen? 

Ist man bereit dazu beizutragen, gerade den 
finanzsdiwächeren Ländern durch die Mittel- 
zuweisung bei der Rückführung der nodi sehr 
zahlreichen älteren Binnen-Evakuierten bessere 
Hilfe als bisher zu leisten ? 


Welche Sdiritte hat die Bundesregierung 
unternommen oder gedenkt sie zu unter- 
nehmen, um Unfälle und Gefährdungen deut- 
scher Straßenverkehrsteilnehmer durch mili- 
tärische Schwerstfahrzeuge tunlichst zu ver- 
hindern und die Sicherheit in dieser Richtung 
vor allem auf belebten Hauptverkehrswegen 
zu gewährleisten? 


21. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzbiirg) 


20. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


19. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 
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22. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die außerordent- 
Dr. Ratzel liehen finanziellen Schwierigkeiten der Karls- 

ruher Kernreaktor GmbH bekannt, die nidit 
nur die rechtzeitige Fertigstellung des Reak- 
tors in Frage stellen, sondern audi die Ent- 
lassung von Personal notwendig machen? 

Welche Sofortmaßnahmen gedenkt die Bun- 
desregierung zur Beseitigung dieses akuten 
Notstandes zu ergreifen? 

Was gedenkt die Bundesregierung angesidits 
der Tatsache, daß die ursprünglich vorge- 
sehenen Mittel völlig unzureichend sind, zu 
tun, um sicherzustellen, daß die Karlsruher 
Anlage den Erfordernissen der deutschen Atom- 
forschung entsprechend ausgebaut wird? 


23. Abgeordneter Ist es richtig, daß durch Maßnahmen der 

Paul Bundesregierung die Lieferung von Funkge- 

räten für den Truppengebrauch durch private 
Firmen an souveräne afrikanisciie Staaten 
verzögert worden ist und daß die Zustimmung 
zu solchen Lieferungen vom Ausgang von 
Verhandlungen mit der französischen Re- 
gierung abhängig gemacht wird ? 


24. Abgeordneter Treffen die Nachrichten zu, daß das in Köln 

Dr. Brecht vor wenigen Jahren gegründete Deutsche 

Bauzentrum wieder aufgelöst oder wesentlich 
verkleinert und umgestaltet werden muß, ob- 
wohl der Bund nach dem Bericht in der Bundes- 
tagsdrucksadie 522 dafür allein in den Jahren 
1954 bis 1957 insgesamt 1 211 500 DM bereit- 
gestellt und auch im Bundeshaushalt 1958 
nochmals mehrere hunderttausend Deutsche 
Mark vorgesehen hat? 

Wenn dies zutrifft, was sind die wirklidien 
Gründe für diese Entwicklung, und was ist 
beabsichtigt, künftig anstelle des Bauzentrums 
für die Fortführung bau- und namentlidi 
wohnungswirtschaftlicher Forsdiungen und 
deren Auswertung zu tun ? 


25. Abgeordneter Wie muß sidi der Kraftfahrer verhalten, wenn 
Dr. Mommer — wie es nicht selten vorkommt — am Beginn 
einer Baustelle ein Verbotsschild eine Ge- 
schwindigkeitsbeschränkung anzeigt, am Ende 
der Baustelle aber die Beschränkung nidit 
durch ein Schild gemäß Bild 21a StVO auf- 
gehoben wird? 


26. Abgeordneter Welche Sdrritte gedenkt der Herr Bundes- 
Schneider wirtschaftsminister zu unternehmen, um den 

(Bremerhaven) freien Wettbewerb in der Kraftfahrzeug- 
Haftpflichtversicherung wiederherzustellen ? 
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27. Abgeordneter 

Schneider 

(Bremerhaven) 


28. Abgeordneter 

Schneider 

(Bremerhaven) 

29. Abgeordneter 

Wegener 


30. Abgeordneter 

Wehr 


31. Abgeordneter 

Wehr 


Wie beurteilt der Herr Bundesernährungs- 
minister die derzeitige Lage der deutschen 
Fischwirtschaft unter besonderer Berücksich- 
tigung der für die deutsche Hodiseefischerei 
entstandenen schwierigen Situation nach der 
Neufestsetzung der 12-Seemeilen-Grenze durch 
Island und welche Maßnahmen gedenkt er 
zur Behebung dieser Schwierigkeiten zu er- 
greifen ? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die mög- 
lichen Auswirkungen der holländischen Hafen- 
baupolitik auf die deutschen Nordseehäfen? 

Trifft es zu, daß die bei Kriegsende zer- 
störte Autobahnbrücke über das Lahntal bei 
Limburg nicht in ihrer ursprünglichen Form, 
sondern aus wirtschaftlichen Erwägungen mit 
Vollwandträgern auf dünnen Stahlstützen 
wiederaufgebaut werden soll ? 

Soll die Behelfsform, zu der man sich bei der 
provisorischen Wiederherstellung nach dem 
Kriege nur unter Zurückstellung stärkster 
Bedenken entschließen konnte, zur Dauerform 
werden ? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in zu- 
nehmendem Maße aus der UdSSR heimge- 
kehrte Personen, die jahrelang als Zivilver- 
schleppte in der UdSSR Zwangsarbeit unter 
schwersten Bedingungen leisten mußten, in 
der Bundesrepublik keine ausreichende ge- 
setzliche Versorgung erhalten können, obwohl 
sie als schwerkranke und invalide Menschen 
zurückgekehrt sind? 

Beabsichtigt die Bundesregierung es bei den 
Bescheiden bewenden zu lassen, die die Fest- 
stellungsbehörden treffen, die sich auf die 
Urteile des Bundesverwaltungsgerichtes vom 
5. M irz 1958 vG v 84.56, BVerwG 

V C 545.56 ~ und vom 23. April 1958 ~ 

B V C 471.56 — stützen und eine Verschlep- 
pung zur Zwangsarbeit nach Rußland im 
Herbst 1945 als „nicht im ursächlichen Zusam- 
menhänge mit Ereignissen, die mit der Kriegs- 
führung im zweiten Weltkrieg Zusammen- 
hängen'', ansehen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die mit 
dem Moskauer Vertrag vom 25. April 1958 
ausgehandelte Repatriierung noch in der 
UdSSR befindlicher deutscher Staatsbürger 
auf Schwierigkeiten stößt, soweit es sich um 
die Willenskundgebung der Repatrianden bei 
den örtlichen Milizbehörden zwecks Erlangung 
der Ausreisegenehmigung handelt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diesen Personen zu helfen, bzw. die Behörden 
der UdSSR zu veranlassen, daß deren örtliche 
Milizorgane im Geiste der Repatriierungser- 
klärung vom 8. April 1958 tatsächlich handeln? 
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Ist die Bundesregierung bereit, in besonderen 
Fällen, wie im Falle der Elfriede Konowski, 
z. Z. in Gorod Karaganda, Uliza Amangildy 12, 
Kasachskaja SSR, die vor 20 Jahren auf Grund 
nationalsozialistischer Verfolgung als lOjäh- 
riges Kind von den Eltern getrennt über das 
Zuchthaus Wolfenbüttel, Polen, nach Sibi- 
rien verschleppt wurde, Einzelverhandlungen 
außerhalb des Repatriierungsübereinkom- 
mens zu führen? 

Warum hat die Bundesregierung, obwohl ihr 
der Fall Kanowski bekannt ist, der in der Re- 
patriandenliste unter dem Aktenzeichen IB3 
- 13 127 - B - Liste So 2006 geführt wird, 
keine solche Verhandlungen geführt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß solche 
Einzelverhandlungen durchaus möglich sind 
und auch Erfolg haben? 

32. Abgeordneter Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß 

Lohmar seit Monaten in den vom Führungsstab der 

Bundeswehr herausgegebenen „Informationen 
für die Truppe“ keine Auszüge aus den De- 
batten des Deutschen Bundestages zu Vertei- 
digungsfragen veröffentlicht werden, worin 
die Auffassungen von Regierung und Oppo- 
sition zum Ausdruck kommen? 

33. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundeswehr für ihre 

Berlin Übungen auf dem Truppenübungsplatz Senne 

an die britischen Stationierungsstreitkräfte 
eine Gebühr zahlen muß? 

Sind die britischen Stellen berechtigt, eine Ge- 
bühr zu erheben? 

Wenn ja, wie hoch ist diese Gebühr für die 
dort übenden Einheiten der Bundeswehr und 
nach weichem Schlüssel oder nach welchen 
Gesichtspunkten wird sie erhoben? 

34. Abgeordneter Wird die Post des Herrn Georg Schneider, 

Dröscher Idar-Oberstein, Veitsrodt 91, überwacht oder 

ist sie im Laufe des Jahres 1958 überwacht 
worden? 

Falls dies, wie der Betroffene behauptet, 
wirklich geschehen ist, frage ich: Warum 
wurde diese Überwachung angeordnet, auf 
Grund welcher gesetzlicher Bestimmungen 
wurde sie angeordnet, wer hat sie angeord- 
net? 

35. Abgeordneter Ist der Bundesregierung der Wiedergut- 

Rehs machungsfall des in Hösel Bez. Düsseldorf, 

Badenstr. 5, wohnhaften Dmytro Kowalenko 
bekannt, der 1943 in der Ukraine vom SD ver- 
haftet, ins KZ Mauthausen gebracht, von ame- 
rikanischen Truppen befreit, vom Bayerischen 
Innenministerium als politisch Verfolgter an- 
erkannt worden ist und trotzdem bis heute in 
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mehreren Verfahren vergeblich versucht hat, 
einen Anspruch auf Entschädigungsrente gel- 
tend zu machen? 

Ist die Bundesregierung unbesdiadet der Zu- 
ständigkeitsfrage bereit, diesen Fall selber 
nachzuprüfen und einen Weg zu suchen, um 
dem gesundheitlich sdiwergeschädigten An- 
tragsteller nach lOjährigem vergeblichem 
Kampf mit den Wiedergutmachungsbehörden 
zu der beantragten Rente zu verhelfen? 

36. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 

Frau Nadig um zu verhindern, daß Mischlingskinder deut- 

scher Staatsangehörigkeit im öffentlichen und 
beruflichen Leben zurückgesetzt werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ver- 
treterin eines Landesjugendamtes in der öf- 
ientlichkeit die Auffassung vertreten hat, daß 
diese Kinder wegen ihrer Abstammung nicht 
jeden Beruf ergreifen könnten? 

37. Abgeordneter Ich frage den Herrn Bundesvei teidigungsmini- 

Heroid ster, weldie disziplinarischen Maßnahmen ge- 

gen die für die Verpflegung der 1 , Gebirgsdivisi- 
on zuständigen Personen ergriffen und welche 
Anordnungen erlassen wurden, um die Wie- 
derholung von Vorkommnissen, wie sie die 
„Schwäbische Landeszeitung“ vom 29. Septem- 
ber 19v58 berichtet, für die Zukunft auszu- 
schließen? 

38. Abgeordneter Besteht die Möglichkeit, die jetzt in einem 

Felder bundeseigenen Gebäude in Zirndorf (Land- 

kreis Fürth) untergebrachten ausländischen 
Flüchtlinge gegen Sowjetzonen-Flüchtlinge 
auszutauschen, deren Unterbringung auf dem 
ehemaligen Muna-Gelände bei Markt Bergl 
(Mittel franken) beabsichtigt sein soll? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
cs für die Sowjetzonen-Flüchtlinge in Markt 
Bergl wegen der Nähe der Städte Nürnberg 
und Fürth in Zirndorf leichter sein würde, Ar- 
beit zu finden? 


Bonn, den 10. Oktober 1958 
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